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Abschießen von ausgesetzten Tieren 


Der Bundesminister für Ernährung , Landwirtschaft und Forsten - 
611 - 0022 - hat mit Schreiben vom 1 7. September 1 986 die Kleine 
Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Kann die Bundesregierung an geben, wieviel gezüchtete Fasanen 
und Rebhühner jährlich in der Bundesrepublik Deutschland aus- 
gesetzt werden? 


Die Bundesregierung kann keine Angaben darüber machen, wie 
viele gezüchtete Fasanen und Rebhühner jährlich in der Bundes- 
republik Deutschland ausgesetzt werden, weü es entsprechende 
Statistiken auf Bundesebene nicht gibt. 


2. Wie beurteilt die Bundesregierung das Aussetzen von Tieren zum 
Zweck des alsbaldigen Abschusses durch schieß- und tötungsfreu- 
dige Jäger? 

Da das Schießen von ausgesetzten Tieren nichts mit „Ernten" oder 
„Regulieren des Wüdbestands" zu tun hat, ist zu fragen, ob das 
Aussetzen und Schießen, also betäubungsloses Töten, nicht gegen 
das Tierschutzgesetz verstößt? 


Zur Beantwortung dieser Frage ist auf die Regelung des § 19 
Abs. 1 Nr. 18 BJagdG hinzuweisen. Nach dieser Vorschrift darf 
die Jagd auf aufgezogenes Wüd erst Vier Wochen nach Aussetzen 
dieser Tiere ausgeübt werden. 

Die Frist in § 19 Abs. 1 Nr. 18 BJagdG soll sicherstellen, daß 
ausgesetzte Tierarten zum Zeitpunkt der Jagdausübung in genü- 
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gendem Maß Wildeigenschaft angenommen haben und mit ihrem 
neuen Lebensraum vertraut sind (vgl. Drucksache 7/4285 S. 21). 
Jedoch liegen nach Auffassung der Bundesregierung Sinn und 
Zweck für das Aussetzen gezüchteter Tiere darin, bestehende 
Populationen zu ergänzen oder neu zu etablieren, um in der 
Folgezeit lediglich den Zuwachs abzuschöpfen. Ausgesetzte Tiere 
alsbald nach dieser Frist zu bejagen, würde diese Zielsetzung 
außer acht lassen. 

Ein Verstoß gegen das Tierschutzgesetz wegen des Erlegens von 
Tieren nach der in § 19 Abs. 1 Nr. 18 BJagdG genannten Frist liegt 
nicht vor, weil es sich insoweit um erlaubte Jagdausübung 
handelt. 


3. Wie beurteilt die Bundesregierung das massenweise Abschießen von 
ausgesetzten Tieren in bezug auf die Effekte auf die Lebensräume 
der gesamten übrigen Tierwelt? 


Der Bundesregierung liegen keine Informationen über ein 
massenweises Erlegen ausgesetzter Tiere vor. 

Daher sieht die Bundesregierung auch keine nennenswerten Aus- 
wirkungen auf die Lebensräume der gesamten übrigen Tierwelt. 


4. Besteht nach Auffassung der Bundesregierung die Möglichkeit, im 
Rahmen der bestehenden Gesetze dieses Treiben zu unterbinden, 
oder sieht sie in diesem Zusammenhang die Änderung des Bundes- 
jagdgesetzes für notwendig an? 

Aus der Antwort zu Frage 2 ergibt sich, daß das Erlegen von 
ausgesetzten Tieren innerhalb der ersten vier Wochen verboten 
ist. Beim Verstoß gegen diese Vorschrift liegt eine Ordnungswi- 
drigkeit nach § 39 Abs. 1 Nr. 5 BJagdG vor, die mit einer Geld- 
buße bis zu 10 000 DM geahndet werden kann. 

Was das angebliche Erlegen ausgesetzter Tiere alsbald nach die- 
ser Frist betrifft, so ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
keine Änderung des Bundesjagdgesetzes erforderlich ist. Denn 
zum einen kann es sich hierbei nur um Einzelfälle handeln (vgl. 
Antwort zu Frage 3), zum anderen haben die Länder nach § 19 
Abs. 2 BJagdG die Möglichkeit, die Vorschrift des § 19 Abs. 1 
Nr. 18 BJagdG zu erweitern. 
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